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Es kann keine islamischen 
Menschenrechte geben 
Von Egon Flaig  
Menschenrechte sind universal. Sie las-
sen sich durch nichts einschränken. 
Deswegen kann es keine spezielle islami-
sche Interpretation geben. Denn diese 
Religion ordnet alles der Scharia, der 
Rechtslehre des Islam, unter und setzt 
somit die Universalität der Menschen-
rechte außer Kraft. 
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Mich interessiert jetzt nicht 
die außerordentlich spirituelle 
Theologie des Islam, sein 
radikaler Monotheismus mit 
der reinsten Transzendenz: 
ohne Trinität, ohne Opfertod, 
ohne Heilige. Das bewundere 
ich; und es fasziniert mich. 
Aber genau darum geht es 

nicht. Sondern es geht um die Juridifizierung 
der sozialen und politischen Ordnung, um 
die Scharia.  

Dass die Scharia selber historischen Modifi-
kationen unterliegt, ist selbstverständlich. 
Aber die vier islamischen Rechtsschulen 
selber bezeichnen diese Ordnung als Scha-
ria, als göttliche Ordnung, von Menschen 
ausgelegt. Dass die Auslegungen sich ver-
ändern, ist eine banale Einsicht. Entschei-
dend ist die Konstanz der Tradition um wich-
tige Kernpunkte, eine Tradition die aufrecht-
erhalten wird durch das, was Jan Assmann 
die Textpflege im kulturellen Gedächtnis 
nennt. Es geht mir auch nicht um die Scharia 
insgesamt, sondern um zwei Dinge:  

1. den Auftrag, Krieg gegen die Ungläubi-
gen zu führen, bis die ganze Welt unter 
islamischer Herrschaft steht, dieser 
Krieg heißt Dschihad,  

2. um die Dhimmitude, das ist der franzö-
sische Begriff für den Status der Nicht-
Muslime unter muslimischer Herrschaft.  

Seit Beginn der klassischen Zeit (9. bis 11. 
Jahrhundert) teilen die muslimischen Juris-
ten die Welt in zwei Teile, nämlich das „Haus 
des Islam“ und das „Haus des Krieges“. (…) 
Diese Zweiteilung hängt nicht davon ab, wo 
Muslime in großer Anzahl sind oder gar die 
Mehrheit darstellen, sondern davon, wo der 
Islam herrscht - in Gestalt der Scharia - oder 
wo er nicht herrscht. Diese Dichotomie ist 
also keine religiöse, sondern eine politische. 
Zwischen diesen beiden Teilen der Welt 
herrscht naturgemäß so lange Krieg, bis das 
Haus des Krieges nicht mehr existiert und 
der Islam über die Welt herrscht (Sure 8, 39 
u. 9, 41). Daher besteht nach klassischer 
Lehre für die muslimische Weltgemeinschaft 
die Pflicht, gegen die Ungläubigen Krieg zu 
führen bis diese sich bekehren oder sich 
unterwerfen. Dieser Krieg heißt Dschihad. 

Die Gemeinschaft der Muslime (Umma) ist 
folglich eine politische Gemeinschaft; das 
heißt, in ihrem Inneren kann es keinen Krieg 
geben - ausgenommen dem gegen Rebellen 
und gegen Häresien. Einzig der Krieg zur 
Unterwerfung der Ungläubigen ist legitim 
gewesen und obendrein Pflicht. (…) Ist es 
eine individuelle Pflicht oder eine kollektive? 
Wenn es eine kollektive Pflicht ist, dann 
muss die muslimische Gemeinschaft in re-
gelmäßigen Abständen Angriffskriege gegen 
die Ungläubigen führen. Wenn es eine indi-
viduelle Pflicht ist, dann müssen die Gläubi-
gen auf eigene Faust Krieg gegen die Un-
gläubigen führen, falls die Emire zu lange 
Frieden mit dem Feind halten. Fatalerweise 
besteht darüber innerhalb der orthodoxen 
Tradition seit dem 9. Jahrhundert keine Ei-
nigkeit. Viele Rechtsgelehrte definieren den 
Dschihad als individuelle Pflicht jedes taugli-
chen Muslim. Konsequenz dieser Lehre: 
wenn jeder einzelne Muslim alleine oder 
gruppenweise auf eigene Faust kriegerisch 
agieren muss, dann sind Attentate und Ter-
roranschläge das Richtige. Al Qaida ist keine 
Verirrung, sondern entspricht dieser Traditi-
onslinie. (…) Wer das abstreitet, kennt seine 
eigene Geschichte nicht. (…)  
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Der Kriegszustand dauert an, bis das Haus 
des Krieges vernichtet und die Welt erobert 
ist. Folglich sind Angriffskriege selbstver-
ständlich und theologisch gerechtfertigt ge-
wesen. (…) Friedensverträge, welche islami-
sche Herrscher mit nicht-islamischen ab-
schlossen, gelten nur als Waffenstillstände; 
deshalb wurden sie in der Regel für höchs-
tens zehn Jahre abgeschlossen; zwei 
Rechtsschulen erlaubten nur drei bis vier 
Jahre Frieden. Die kurzen Fristen ermöglich-
ten es den militärisch überlegenen Muslimen 
die Gegenseite unentwegt zu erpressen; auf 
diese Weise sind im Laufe der Jahrhunderte 
riesige Mengen an Geldern und Menschen 
an die muslimische Seite geflossen. Als sich 
die Kräfteverhältnisse verschoben, mussten 
muslimische Herrscher die Praxis ändern. 
So schloss 1535 Suleiman der Prächtige mit 
dem französischen König einen Frieden, der 
so lange gelten sollte, wie der Sultan lebte - 
ein Bruch mit der Tradition. (…) 

Immer wieder wird bestritten, dass der 
Dschihad heute noch aktuell sei. Doch Pe-
ters kam in seiner großen Studie zum Er-
gebnis, dass auch im 19. und 20. Jahrhun-
dert sehr viele Rechtsgelehrte der klassi-
schen Doktrin anhängen. Er schreibt in sei-
nem Buch „Islam and Colonialism“: „Moder-
nistische Autoren unterstreichen den defen-
siven Aspekt des Dschihad und betonen, 
Dschihad außerhalb des islamischen Territo-
riums sei nur gestattet, wenn die friedliche 
Verbreitung des Islam behindert wird oder 
wenn Muslime, die unter Ungläubigen leben, 
unterdrückt werden. Demgegenüber weichen 
fundamentalistische Autoren kaum von der 
klassischen Doktrin ab und betonen den 
expanionistischen Aspekt.“ 

Der Haken dabei ist: die Modernisten vertre-
ten in der Konsequenz genau dieselbe Lehre 
wie die Fundamentalisten. Denn der Dschi-
had ist ja berechtigt, wenn Muslime unter-
drückt werden. Und ob Muslime unterdrückt 
werden, wer entscheidet das? Das entschei-
den nicht die Gerichte in den säkularen Ver-
fassungen, das entscheiden nicht die Men-
schenrechte. Das entscheiden die Normen 
der Scharia. (…) 

Die dritte Islamische Gipfelkonferenz von 
1981 bekräftigte in ihrer 5. Resolution die 
Gültigkeit der Dschihad-Doktrin für die Ge-
genwart: „Die islamischen Länder haben in 
ihrer Resolution klargestellt, dass das Wort 
Dschihad in seinem islamischen Sinn ge-
braucht wird, der keine Interpretation oder 
Missverständnis zulässt, und dass die prak-

tischen Maßnahmen zu seiner Erfüllung zu 
ergreifen sind in Übereinstimmung damit und 
in ständiger Konsulation zwischen den isla-
mischen Ländern.“ Das sagten nicht ein paar 
Spinner. Das sagten offizielle Vertreter von 
Staaten. Das war 20 Jahre vor dem 11. Sep-
tember 2001. Wenn das Leugnen aufhört, 
beginnt die Selbstbesinnung. Wir dürfen ge-
spannt sein, wie diese Vergangenheitsbe-
wältigung aussieht.  

Der Dschihad führt zur Konversion, zur Tö-
tung, zur Versklavung oder zur Dhimmitude. 
Was ist das? In der Scharia sind die Muslime 
die Herren, die Anhänger anderer Buchreli-
gionen (Christen, Juden, Parsen) die Unter-
worfenen (Dhimmi); dabei handelte es sich 
in der klassischen Zeit des Islam nicht um 
religiöse Minderheiten, sondern gewaltige 
Mehrheiten, vor allem in Syrien, Anatolien, 
Nordafrika (Christen):  

Die Unterworfenen durften keine Waffen 
tragen, sie waren wehrunfähig, somit keine 
vollwertigen Männer; ihre Schuhe und ihre 
Kleider mussten speziell geschnitten sein, 
um sie kenntlich und lächerlich zu machen; 
Christen und Juden mussten besondere 
Farbmerkmale tragen (aus dieser Diskrimi-
nierung entstand der Judenstern). Ihre Häu-
ser mussten niedriger sein, ihre Türschwel-
len abgesenkt. Sie durften nicht auf Pferden 
reiten, sondern nur auf Eseln, damit sie 
ständig an ihre Erniedrigung erinnert wur-
den. Sie zahlten einen besonderen Tribut, 
den sie persönlich entrichten mussten, wobei 
sie einen Schlag an den Kopf erhielten. Sie 
mussten vor Muslimen den Kopf senken und 
auf der linken Seite gehen. Sie mussten sich 
von Muslimen schlagen lassen ohne sich 
wehren zu dürfen; schlug ein Dhimmi zurück, 
dann wurde ihm die Hand abgehackt oder er 
wurde hingerichtet. Die Zeugenaussage ei-
nes Dhimmi galt nicht gegen Muslime. Mus-
lime brauchten für Vergehen an einem 
Dhimmi nur halbe Strafe zu tragen; und we-
gen eines Dhimmi konnten sie nie hingerich-
tet werden; umgekehrt waren grausamste 
Hinrichtungsarten überwiegend den Dhimmi 
vorbehalten.  

Die Dhimmitude ist kein Nebenprodukt der 
islamischen Eroberungen, sondern ein offen 
verkündigtes Ziel des Dschihad selber. Die 
Dhimmitude versetzte die Nicht-Muslime in 
eine radikale Alterität: Die Menschen in die-
sem Zustand als „Bürger zweiter Klasse“ zu 
bezeichnen ist Schönrednerei. (…) Islami-
sche Toleranz hieß: Duldung der Unterwor-
fenen als Gedemütigte und Erniedrigte.  
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Sprechen wir von der Diskriminierung der 
Juden? 400 Jahre nach dem Islam schritt die 
Westkirche auf dem IV. Laterankonzil 1215 
zu Maßnahmen, die uns barbarisch anmu-
ten. Aber sie waren weitgehend eine Kopie 
der muslimischen Diskriminierungen. Mit 
einem Unterschied: wenn man die rechtli-
chen Bestimmungen vergleicht, dann ging 
die Entrechtung und Erniedrigung der Juden 
im Spätmittelalter nicht so weit wie in der 
Dhimmitude. (…)  

Kenner der Materie wissen das schon seit 
langem. Und die Leugner kommen immer 
mehr unter Druck und müssen ganze For-
schungen diffamieren. Das passiert immer, 
wenn Durchbrüche in der Forschung sich 
anbahnen und wenn Paradigmenwechsel 
sich vollziehen. Das neue Paradigma könnte 
lauten: die rechtlich fixierte Unterdrückung 
Andersgläubiger - ausgenommen die Häre-
sien - war unter dem Halbmond deutliche 
schwerer als unter dem Kreuz. (…)  

Als Unterdrückungszustand hielt sich die 
Dhimmitude mehr als tausend Jahre lang, 
bis der Druck der europäischen Mächte auf 
das osmanische Reich und schließlich die 
direkte Besetzung osmanischer Gebiete zu 
einer allmählichen Abmilderung der Dhimmi-
tude führte. Die islamischen Gesellschaften 
haben die Dhimmitude nicht freiwillig abge-
schafft, ebenso wenig wie die Sklaverei. Sie 
sind dazu gezwungen worden vom europäi-
schen Imperialismus. (…)  

Die Scharia beinhaltet die Dhimmitude. Egal 
wie abgemildert die Scharia hier und dort ist: 
sie ist auf radikalste Weise anti-
demokratisch und anti-menschenrechtlich. 
Die Dhimmitude lebt wieder auf. Islamische 
Länder haben als letzte die Sklaverei abge-
schafft; und einige von ihnen führen sie seit 
15 Jahren wieder ein, so im Sudan. Die 
Scharia lässt das zu; sie ist eine parafa-
schistische Ordnung. (…) Der Scharia-Islam 
ist einer der schlimmeren Feinde von Men-
schenrechten und Demokratie.  

Viele Muslime leugnen die Dhimmitude. Aber 
es nützt genauso wenig etwas, wie den Ge-
nozid an den Armeniern zu leugnen oder 
den Genozid an den Juden. Die Leugnung 
selber muss jeden aufmerken lassen, dem 
die Menschenrechte heilig sind. Denn wer 
leugnet, ist unfähig zu erkennen, wer er kul-
turell ist und wie er geschichtlich dazu wur-
de. Unter der Maske des Antiimperialismus 
beschuldigen Muslime und islamophile Intel-
lektuelle den Westen.  

Der Unterschied ist freilich, dass der Westen 
von Anfang an, seit dem 16. Jahrhundert 
seine eigene Selbstkritik leistete und darum 
zu den Menschenrechten gelangte. Und e-
ben diese kritische Aufarbeitung der eigenen 
Geschichte wird durch Leugnungen über die 
islamische Geschichte systematisch behin-
dert. Wer die historische Wahrheit einfordert, 
wird als Kulturkrieger bezeichnet. Genau 
umgekehrt verhält es sich, Kulturkrieg führt, 
wer leugnet und wer Leugnungen mit Tabus 
und Sprechverboten zu sichern versucht. Wir 
erleben im Moment genau das. Wenn eine 
Seite diesen Krieg eröffnet, dann kann die 
andere Seite diesem Krieg nur ausweichen, 
indem sie einfach kapituliert. Wollen die eu-
ropäischen Intellektuellen diese Kapitulati-
on?  

Im August 1990 verabschiedeten die Au-
ßenminister der „Organisation der islami-
schen Konferenz“ in Kairo einen Entwurf 
einer „Erklärung der Menschenrecht im Is-
lam“. Die Erklärung (…) steht unter dem Vor-
behalt, dass sie mit der Scharia überein-
stimmen müssen. Der Artikel 24 lautet: „Alle 
Rechten und Freiheiten, die in dieser Erklä-
rung genannt werden, unterstehen der isla-
mischen Scharia.“ Und im Artikel 25 liest 
man: „Die islamische Scharia ist die einzige 
zuständige Quelle für die Auslegung oder 
Erklärung jedes einzelnen Artikels dieser 
Erklärung.“. Wenn die Scharia den Men-
schenrechten übergeordnet ist, dann gibt es 
eben keine Menschenrechte, dann gilt eben 
die Scharia. Stellen Sie sich vor, Franco, 
Hitler oder Stalin hätten die Menschenrechte 
ausgerufen; und Stalin hätte hinzugefügt: 
Alle diese Rechte unterstehen der kommu-
nistischen Idee; und Hitler hätte hinzugefügt: 
Sie unterstehen der nationalsozialistischen 
Ordnung. Solche Menschenrecht sind keinen 
Pfifferling wert, weil die Verfasser sie im 
Prinzip leugnen. Anders gesagt: sie leugnen 
genau den Anspruch auf universale Men-
schenrechte, die von keiner Ordnung außer 
Kraft gesetzt werden dürfen. 

In einer Diskussion berief sich in den 90er 
Jahren ein iranischer Ayatollah auf die Kai-
roer Erklärung, um die Ungleichheit zwi-
schen Muslimen und Nicht-Muslimen zu 
rechtfertigen: er argumentierte, die Men-
schen sind in ihrer Würde nur potentiell 
gleich, aktuell jedoch nach Graden der Tu-
gend und der Rechtgläubigkeit verschieden. 
Da liegt der Hase im Pfeffer. Es gibt also 
keine Menschenrechte. Und es wird sie auch 
niemals als islamische Menschenrechte ge-
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ben. Weil es absurd ist, nach islamischen 
Menschenrechten zu suchen. Menschen-
rechte sind weder christlich, noch europä-
isch, noch islamisch. Sie sind entweder uni-
versal oder sie sind nicht. 
Egon Flaig lehrt Altertumswissenschaften an der 
Universität Greifswald. Er beschreibt sich selbst 
als „weit entfernt von der traditionellen deutschen 
Althistori“. Er forscht interdisziplinär und orientiert 
sein Instrumentarium an dem des Soziologen 
Pierre Bourdieu. 

Die in Auszügen dokumentierte Rede hielt Flaig 
am 28.10.2006 auf den 34. Römerberggesprä-
chen (Thema: Die Geltung der Menschenrechte.)  
FR vom 30.10.2006  

 

 

Der Islam will die Welterobe-
rung  
Von Egon Flaig  

„Dann wollen wir, dass die Fahne des Islam 
wieder über diesen Landschaften weht, die 
das Glück hatten, eine Zeitlang unter der 
Herrschaft des Islam zu sein und den Ruf 
des Muezzins Gott preisen zu hören. Dann 
starb das Licht des Islam aus und sie kehr-
ten zum Unglauben zurück. Andalusien, Sizi-
lien, der Balkan, Süditalien und die griechi-
schen Inseln sind alle islamische Kolonien, 
die in den Schoß des Islam zurückkehren 
müssen. Das Mittelmeer und das Rote Meer 
müssen wieder islamische Binnenmeere wie 
früher werden.“ Diese Sätze stammen nicht 
von Al Qaida; sie finden sich im Programm, 
das der Gründer der Muslim-Brüderschaft 
Hassan Al Banna in einer Rede formulierte. 
Die Bruderschaft zählt heute Millionen und 
hat sich weit über Ägypten hinaus verbreitet. 
Ihre Intellektuellen agieren in Europa und in 
den Vereinigten Staaten; sie gelten als mo-
derat“ und werden von den Medien entspre-
chend bedient. Planmäßige Rückgewinnung 
„verlorener“ Gebiete gehört in die Program-
me von Staaten, welche um territoriale 
Machtausübung kämpfen, also von politi-
schen Gemeinschaften. Wie kann sie ins 
Programm einer Religion gehören? Ist der 
Islam eine Religion wie andere?  

Seit Beginn der klassischen Zeit zwischen 
dem neunten und dem elften Jahrhundert 
teilen die islamischen Juristen die Welt in 
zwei Teile, nämlich das „Haus des Islam“ 
und das „Haus des Krieges“. Diese Zweitei-

lung hängt nicht davon ab, wo Muslime in 
großer Anzahl leben oder gar die Mehrheit 
darstellen, sondern davon, wo der Islam 
herrscht - in Gestalt der Scharia - oder wo er 
nicht herrscht. Diese Dichotomie ist also kei-
ne religiöse, sondern eine politische. Zwi-
schen diesen beiden Teilen der Welt 
herrscht naturgemäß so lange Krieg, bis das 
Haus des Krieges nicht mehr existiert und 
der Islam über die Welt herrscht (Sure 8, 39 
und 9, 41). Daher besteht nach klassischer 
Lehre für die muslimische Weltgemeinschaft 
die Pflicht, gegen die Ungläubigen Krieg zu 
führen, bis diese sich bekehren oder sich 
unterwerfen.  

Dieser Krieg heißt Dschihad. Lautete der 
Missionsauftrag Jesu, alle Völker zu bekeh-
ren, ihnen aber ihre politische Ordnung zu 
lassen, so besteht das Ziel des Islam darin, 
alle Nichtmuslime politisch zu unterwerfen, 
ihnen aber ihre Religion zu lassen, falls es 
Buchreligionen sind. Der allgemeine Befehl 
Gottes zum Dschihad wird entnommen aus 
Sure 9, 29. Gewiss, winzige pazifistische 
Strömungen im Islam haben diese Interpre-
tation nicht akzeptiert. Die Schiiten akzeptie-
ren sie zwar, verlangen aber, dass ein echter 
Imam die muslimische Gemeinschaft anführt 
(und auf einen solchen warten sie schon 
mehr als dreizehn Jahrhunderte), daher gilt 
für sie vorläufig nur der defensive Dschihad, 
also falls die muslimische Gemeinschaft an-
gegriffen wird.  

Dagegen haben die andere Strömungen, 
etwa die so genannten charidschitischen, die 
Aussage von Sure 9, 29 radikalisiert: Sie 
sehen im Dschihad eine individuelle Pflicht 
jedes tauglichen Muslim, welche als sechste 
Säule neben den anderen fünf kardinalen 
Pflichten steht. Konsequenz dieser Lehre: 
Wenn jeder entweder an der kollektiven 
Kriegführung gegen die Ungläubigen teil-
nehmen muß oder - falls die muslimische 
Gemeinschaft dafür momentan zu schwach 
ist - allein, gruppenweise auf eigene Faust 
kriegerisch agieren muss, dann sind Attenta-
te und Terroranschläge das Richtige. Was 
die Charidschiten für den offensiven Dschi-
had verlangen, gilt bei den meisten Vertre-
tern der orthodoxen Lehre der Sunna für den 
defensiven: Wird der Islam angegriffen oder 
islamisches Territorium von Ungläubigen 
besetzt, dann wird der Dschihad zur indivi-
duellen Pflicht; eine Fatwa des Großmufti 
der Al-Azhar-Universität in Kairo von 1948 - 
gerichtet gegen Israel - lässt daran keinen 
Zweifel. Jedwede feindliche Macht, welche 
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sich an die Haager Landkriegsordnung hält 
und streng unterscheidet zwischen Kombat-
tanten und Nichtkombattanten, gerät hierbei 
in größte Schwierigkeiten.  

Der Kriegszustand dauert an, bis das Haus 
des Krieges vernichtet und die Welt erobert 
ist. Darum nennt Majid Khadduri den Islam 
eine „göttliche Nomokratie auf imperialisti-
scher Basis“. Friedensverträge, welche isla-
mische Herrscher mit nichtislamischen ab-
schlossen, gelten nur als Waffenstillstände; 
deshalb wurden sie in der Regel für höchs-
tens zehn Jahre abgeschlossen; zwei 
Rechtsschulen erlaubten nur drei bis vier 
Jahre Frieden. Die kurzen Fristen ermöglich-
ten es den militärisch überlegenen Musli-
men, die Gegenseite unentwegt zu erpres-
sen; auf diese Weise sind im Laufe der 
Jahrhunderte riesige Mengen an Geldern 
und Menschen an die muslimische Seite 
geflossen. Als sich die Kräfteverhältnisse 
verschoben, mussten muslimische Herrscher 
die Praxis ändern. So schloss 1535 Sulei-
man der Prächtige mit dem französischen 
König einen Frieden, der so lange gelten 
sollte, wie der Sultan lebte - ein Bruch mit 
der Tradition. Christliche Theologen versuch-
ten - angesichts einer Pluralität von Staaten - 
zu definieren, was ein „gerechter“ Krieg war 
und was nicht; Kriege einzig um des Glau-
bens willen galten überwiegend nicht als 
gerecht. Für muslimische Gelehrte ist hinge-
gen das „Haus des Islam“ eine politische 
Einheit, welche keinen inneren Krieg duldet; 
darum ist allein der Krieg zur Unterwerfung 
der Ungläubigen legitim gewesen und oben-
drein Pflicht, wie der berühmte Gelehrte Ibn 
Chaldun im vierzehnten Jahrhundert katego-
risch sagt: „Im Islam ist der Dschihad gesetz-
lich vorgeschrieben, weil er einen universa-
len Auftrag hat und gehalten ist, die gesamte 
Menschheit freiwillig oder gezwungen zur 
Religion des Islam zu bekehren.“  

Die Kriegsregeln des Dschihad sind flexibel. 
Von der Schonung über Massenversklavung 
bis zur massenhaften Tötung ist nach Khad-
duri alles möglich, genau wie bei Griechen 
und Römern. Das unterscheidet die heiligen 
Kriege des Islam fundamental von denjeni-
gen des alttestamentlichen Israel, welche 
vorsahen, dass außerhalb Israels alles 
Männliche zu töten, auf israelischem Boden 
hingegen alles Lebendige überhaupt zu ver-
nichten war (Deuteronom. 20, 10-20). Wir 
pflegen uns darüber zu empören, was die 
Kreuzfahrer 1099 in Jerusalem anrichteten. 
Indes, die Kreuzfahrer handelten nach gän-

gigem Kriegsrecht; muslimische Eroberer 
taten derlei unentwegt und überall: 698 traf 
es Karthago, 838 Syrakus; der berüchtigte 
Wesir des Kalifats von Córdoba, Al Mansur, 
führte in siebenundzwanzig Jahren fünfund-
zwanzig Feldzüge gegen die christlichen 
Reiche Nordspaniens, versklavend, vernich-
tend und verwüstend; es traf Zamora (981), 
Coimbra (987), León, zweimal Barcelona 
(985 und 1008), dann Santiago de Com-
postela (997).  

Am furchtbarsten verwüsteten die Dschihads 
das damals noch so städtereiche byzantini-
sche Anatolien; das Massaker von Amorium 
(838) ist lange ein Fanal geblieben; die städ-
tische Kultur Anatoliens hat sich davon nie 
wieder erholt.  

Der Seldschuke Alp Arslan ließ ganze arme-
nische Städte massakrieren, am furchtbars-
ten 1064 die Hauptstadt Ani. Mehr als be-
rechtigt darum das Urteil von Bat Ye'or: „Die 
Maßlosigkeit, die Regelmäßigkeit und der 
systematische Charakter der von den islami-
schen Theologen zur Norm erhobenen Ver-
wüstungen unterscheiden den Dschihad von 
anderen Eroberungskriegen.“ Gewiss, die 
Massenversklavung blieb das beliebteste 
Kriegsziel. So entstand schon im achten 
Jahrhundert die größte Sklavenhaltergesell-
schaft der Weltgeschichte; sie benötigte eine 
ständige Zufuhr immer neuer Sklaven; sie 
transformierte den afrikanischen Kontinent 
zum größten Sklavenlieferanten, ein Schick-
sal, welchem Europa knapp entkam.  

Singulär ist die enorme Geschwindigkeit, mit 
der binnen neunzig Jahren ein arabisches 
Großreich zwischen Südfrankreich und In-
dien entstand, ohne dass ein einzelner Ero-
berer die Expansion gelenkt hätte. Der er-
folgreichste Imperialismus der Weltgeschich-
te erregte nicht zuletzt die Bewunderung 
Hegels: „Nie hat die Begeisterung als solche 
größere Taten vollbracht.“ Wenn „Begeiste-
rung“ solches vermochte, worauf beruhte 
sie? Die Antwort ist einfach: auf dem Märty-
rertum. Ein Ereignis des Jahres 963 in Kon-
stantinopel illustriert das: Kaiser Nikephoros 
Phokas hatte soeben die arabischen Besat-
zer aus Kreta vertrieben; nun plante er einen 
großen Krieg, um Ostanatolien und Nordsy-
rien von der muslimischen Herrschaft zu 
befreien. Ein Konzil sollte ihm helfen; ein-
dringlich bat er die versammelten Bischöfe, 
sie sollten Soldaten, die im bevorstehenden 
Kampf fielen, zu Märtyrern erheben. Diesen 
Soldaten wäre also das Paradies sicher ge-
wesen. Der Patriarch stellte sich gegen den 



 6

Kaiser: Kein kirchliches Konzil sei imstande, 
Gottes Ratschluss zu antizipieren; allein Gott 
entscheide über das Heil.  

Eine welthistorische Schlüsselszene. Der 
Kaiser wusste, was auf dem Spiele stand. 
Immer wieder hatten die Byzantiner erleben 
müssen, wie die muslimischen Truppen mit 
einer Tapferkeit kämpften, zu der die Chris-
ten nicht imstande waren. Gefallene Muslime 
gelten als Märtyrer für den Glauben und 
marschieren als Gefallene geradewegs ins 
Paradies. In den beiden Religionen unter-
scheidet sich der Begriff des Märtyrers fun-
damental. Christliche Märtyrer imitieren das 
Leiden Jesu, erleiden passiv Folter und Tod; 
muslimische Märtyrer sind aktive Kämpfer.  

Maßgeblich für die Todesbereitschaft der 
Krieger ist das unverbrüchliche Versprechen, 
dass, wer für seinen Glauben stirbt, das ewi-
ge Heil erhalte (Sure 4, 74-76). Muslime soll-
ten einer zehnfachen Übermacht standhalten 
(Sure 8, 66-67); spätere Rechtsgelehrte er-
laubten, wie Khadduri schreibt, den Rück-
zug, falls man einer mindestens doppelten 
Übermacht des Feindes gegenüberstand. Da 
die entscheidende Ressource jedes Krieges 
der kämpfende Mensch und seine Opferbe-
reitschaft ist, half es den Byzantinern nichts, 
technisch den Arabern und Seldschuken 
gleichwertig zu sein; langfristig mußten sie 
unterliegen, falls ihre Kampfmoral nicht die-
selbe Höhe erreichte. Höhere Todesbereit-
schaft bringt enorme Vorteile in der Ge-
fechtssituation: so lassen sich waghalsige 
Operationen angehen und kühne Manöver, 
die den Feind überraschen und verwirren; so 
lassen sich Siege erzwingen, die technisch 
und materiell fast nicht möglich scheinen, 
und Schlachten gewinnen, die unter üblichen 
Bedingungen verloren sind.  

Nikephoros wusste um die militärischen 
Konsequenzen von Sure 4, 74-76; er war der 
erste, der die prinzipielle kriegerische Unter-
legenheit der christlichen Religion zu korri-
gieren suchte. Doch die Bischöfe der Ostkir-
che sahen sich außerstande, ihre Theologie 
so zu manipulieren, dass ein kriegerisches 
Märtyrertum hätte entstehen können. Dabei 
blieb es. Die byzantinischen Kaiser mussten 
ihre schweren Abwehrkriege gegen die 
ständigen sarazenischen und seldschuki-
schen Aggressionen führen, ohne dass ih-
nen die Religion dort half, wo Hilfe am nö-
tigsten war.  

Erst die Westkirche veränderte die theolo-
gisch-politische Situation: als Papst Urban II. 

1095 zum ersten Kreuzzug aufrief, versprach 
er den christlichen Kriegern den Erlass der 
Sünden: Gefallene Kreuzeskrieger umgingen 
demnach das göttliche Gericht; sie wurden 
insofern den Märtyrern gleichgestellt, ob-
schon ihnen dieser Name verwehrt blieb. 
Der Papst als Oberhaupt einer monarchisch 
organisierten Kirche tat genau das, was ein 
Konzil östlicher Bischöfe nicht vermochte: Er 
verfügte über das Heil. Die Papstkirche 
konnte nun ebensolche „Heiligen Kriege“ 
führen, wie der Islam es seit Jahrhunderten 
zu tun pflegte. Worin unterscheiden sich 
dann Kreuzzüge und Dschihad? Kreuzzüge 
konnte allein der Papst ausrufen; daher blie-
ben sie sehr selten - verglichen mit den un-
zähligen, unaufhörlichen und ubiquitären 
Dschihads der islamischen Welt.  

Und die Ziele von Kreuzzügen blieben genau 
begrenzt; im November 1095 nannte Urban 
II. in Clermont Grund und Ziel des Kreuzzu-
ges: „Es ist unabweislich, unseren Brüdern 
im Orient eiligst Hilfe zu bringen. Die Türken 
und die Araber haben sie angegriffen und 
sind in das Gebiet von Romanien (Konstan-
tinopel) vorgestoßen; und indem sie immer 
tiefer eindrangen in das Land dieser Chris-
ten, haben sie diese siebenmal in der 
Schlacht besiegt, haben eine große Anzahl 
von ihnen getötet und gefangen genommen. 
Wenn ihr ihnen jetzt keinen Widerstand ent-
gegensetzt, so werden die treuen Diener 
Gottes im Orient ihrem Ansturm nicht länger 
gewachsen sein.“ Die ersten Kreuzzüge be-
zweckten, entweder bedrängten Christen zu 
Hilfe zu kommen oder die Heiligen Stätten in 
Palästina zu befreien oder von den Musli-
men unterworfene Christen zu befreien. Da-
gegen hielten die muslimischen Rechtsge-
lehrten immer am Endziel fest, das „Haus 
des Krieges“ zu erobern und alle Ungläubi-
gen zu unterwerfen.  

Urban II. sah richtig. Wäre Konstantinopel 
schon 1100 gefallen, dann hätte die enorme 
militärische Kraft der türkischen Heere Mit-
teleuropa vierhundert Jahre früher heimge-
sucht. Dann wäre die vielfältige europäische 
Kultur wahrscheinlich nicht entstanden: kei-
ne freien städtischen Verfassungen, keine 
Verfassungsdebatten, keine Kathedralen, 
keine Renaissance, kein Aufschwung der 
Wissenschaften; denn im islamischen Raum 
entschwand das freie - griechische! - Den-
ken eben in jener Epoche. Jacob Burck-
hardts Urteil – „Ein Glück, dass Europa sich 
im ganzen des Islams erwehrte“ - heißt eben 
auch, dass wir den Kreuzzügen ähnlich viel 
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verdanken wie den griechischen Abwehrsie-
gen gegen die Perser.  

Indes, wurden Kreuzzüge nicht häufig miss-
braucht? Gewiss. Kreuzzüge „entgleisten“ 
und wurden „zweckentfremdet“, wie etwa 
jener, der 1204 zur Eroberung des christli-
chen Konstantinopel führte. Doch das pas-
sierte mit Dschihads weitaus häufiger. Wenn 
die Sklaven knapp wurden, führten Emire 
nicht nur Dschihads gegen nichtmuslimische 
Völker, welche zu versklaven geboten war, 
sondern immer häufiger auch gegen islami-
sierte Völker, unter dem Vorwand, es seien 
keine wahren Muslime. Das geschah vor-
wiegend in Afrika und gegen Schwarzafrika-
ner, so, als zuerst Songhay 1468, dann die 
Marokkaner 1552 Mali überfielen, so auch, 
als seit dem achtzehnten Jahrhundert religi-
öse Reformer im Sahel ihre Dschihads ge-
gen die muslimisierten Haussa-Städte führ-
ten, woraus das Kalifat Sokoto entstand - mit 
der drittgrößten Sklavenmenge nach Brasi-
lien und den amerikanischen Südstaaten. An 
den Folgen dieser immer weiter gehenden 
Dschihads mit ihren Genoziden und Mas-
senversklavungen leidet Afrika bis heute.  

Indes, für welche politische Ordnung führten 
die Muslime ihre Heiligen Kriege mit dieser 
Vehemenz und diesem Erfolg? Für die Scha-
ria. Eine politische Ordnung, die erstens Her-
ren und Unterworfene streng absondert, 
zweitens die politische und soziale Ordnung 
der menschlichen Verfügung weitgehend 
entzieht. Bleiben wir beim ersten Aspekt: In 
der Scharia sind die Muslime die Herren, die 
Anhänger anderer Buchreligionen - Christen, 
Juden, Parsen, Buddhisten - Unterworfene, 
„Dhimmi“; dabei handelte es sich nicht um 
religiöse Minderheiten, sondern um gewalti-
ge Mehrheiten, vor allem in Syrien, in Anato-
lien, oder um die Christen Nordafrikas.  

Die Unterworfenen durften keine Waffen 
tragen, sie waren wehrunfähig, somit keine 
vollwertigen Männer. Christen und Juden 
mussten besondere Farben oder Kleidungs-
stücke tragen (diese Diskriminierung führte 
zum Judenstern), um als „Dhimmi“ kenntlich 
zu sein; sie durften nicht auf Pferden reiten, 
sondern nur auf Eseln, damit sie ständig an 
ihre Erniedrigung erinnert wurden; sie zahl-
ten einen Tribut (Jizya), den sie persönlich 
entrichteten, wobei sie einen Schlag an den 
Kopf erhielten. Sie mußten sich von Musli-
men schlagen lassen, ohne sich wehren zu 
dürfen; schlug ein „Dhimmi“ zurück, dann 
wurde ihm die Hand abgehackt, oder er wur-
de hingerichtet. Die Zeugenaussage eines 

„Dhimmii“ galt nicht gegen Muslime; diese 
brauchten für Vergehen an einem „Dhimmi“ 
nur halbe Strafe zu tragen; und wegen eines 
solchen Unterworfenen konnten sie nie hin-
gerichtet werden. Umgekehrt waren grau-
samste Hinrichtungsarten überwiegend den 
„Dhimmi“ vorbehalten.  

Sogar jene Diskriminierung der Juden, zu 
der vierhundert Jahre nach dem Islam die 
Westkirche auf dem IV. Laterankonzil von 
1215 schritt und die uns so barbarisch an-
mutet, bezweckte und erreichte keine Er-
niedrigung dieses Ausmaßes. Eine besonde-
re Drangsalierung brachte die türkische 
Herrschaft: seit 1360 wurde in unregelmäßi-
gen Abständen bis zu einem Fünftel aller 
christlichen Kinder in die Sklaverei abge-
führt. Sie wurden zwangsbekehrt.  

Diese Sklavenmenge dürfte im Laufe von 
vier Jahrhunderten in die Millionen gegangen 
sein; davon wurden Hunderttausende aus-
gewählter Knaben zu fanatischen Muslimen 
und zu Elitekämpfern erzogen, zu den be-
rüchtigten Janitscharen: eine Politik zur sys-
tematischen Vermehrung der muslimischen 
Bevölkerung und zur allmählichen Auslö-
schung der Christen. Sie hatte Erfolg. Die 
„Dhimmitude“ versetzte die Nichtmuslime in 
eine radikale Andersheit: Die Menschen in 
diesem Zustand als „Bürger zweiter Klasse“ 
zu bezeichnen ist Schönrednerei. Wie der 
Nationalsozialismus die Menschen in Her-
ren- und Untermenschen auf rassischer Ba-
sis spaltete, so hat es die Scharia auf religi-
öser Basis getan. Als erste Weltreligion 
schuf der Islam eine Apartheid, in der die 
christlichen oder auch parsischen Mehrhei-
ten kolonisiert und allmählich islamisiert 
wurden. Islamische Toleranz hieß: Duldung 
der Unterworfenen als Gedemütigte und 
Erniedrigte. All das ist durch Studien zur 
„Dhimmitude“ bekannt. Aber wer will von den 
millionenfachen Opfern hören?  

Der Islam hat riesige Territorien religiös „ge-
säubert“: der zweite Kalif machte den Hidjaz, 
also Arabien außer dem Jemen, „christen-
rein“ und „judenrein“; die Alternative hieß 
Konversion oder Vertreibung. Das hat - von 
alttestamentlichen Fällen abgesehen - nie-
mals zuvor eine Religion gemacht. Ebenso 
„reinigten“ die Almohaden und Almoraviden 
ihr Spanien nach dem Zusammenbruch des 
Kalifats 1031: Zehntausende Juden wie 
Christen mussten entweder konvertieren 
oder ins christliche Nordspanien oder in die 
Levante fliehen. Gewiss, englische und fran-
zösische Könige und dann die Könige Spa-
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niens selber taten später das gleiche; sie 
wandten dabei ein muslimisches Rezept an.  

Und die Pogrome? Seit dem Kalifen Al-
Mutawakkil (847 bis 861) schwappten immer 
wieder Verfolgungen über den Orient und 
Nordafrika, wobei Juden und Christen 
zwangsbekehrt, vertrieben oder massakriert 
wurden. Die ständige Zerstörung von Kir-
chen ging bis ins vorletzte Jahrhundert wei-
ter. Allmählich zerlaufen auf dem verklärten 
Bild des muslimischen Spanien, welches der 
europäische Antiimperialismus im neunzehn-
ten Jahrhundert geschaffen hat, die blumi-
gen Farben. Sorgfältige Aufarbeitung der 
Dokumente bringen darunter ein anderes 
Bild zum Vorschein. Dort kam es 889 in Elvi-
ra und 891 in Sevilla zu umfassenden Pog-
romen gegen Christen. Im marokkanischen 
Fez wurden 1033 über 6000 Juden massak-
riert. 1058 wurde das christliche Antiochia 
unter Folter und Todesdrohungen musli-
misch gemacht.  

Das erste große Pogrom gegen Juden auf 
europäischem Boden fand 1066 im muslimi-
schen Granada statt; dabei kamen 1500 
jüdische Familien um. 1135 wurde das Ju-
denviertel Córdobas niedergebrannt, die 
Zahl der Massakrierten nicht zu wissen mag 
heilsam sein. 1159 standen sämtliche Chris-
ten von Tunis vor der Wahl, zu konvertieren 
oder zu sterben. Um diese Zeit wurde das 
ehemals so vitale Christentum Nordafrikas 
vollends vernichtet. Die Pogrome im christli-
chen Herrschaftsgebiet sind kein Ruhmes-
blatt der europäischen Kultur; aber ihre 
Ausmaße bleiben zurück hinter jenen der 
islamischen Welt. Wir brauchen dringend 
eine vergleichende Geschichte religiöser 
Unterjochung.  

Reden wir von Integration der Juden? Nir-
gendwo unter der Herrschaft des Islam, und 
auch nicht im spanischen Kalifat, waren Ju-
den Bürger ihrer Stadt; sie blieben stets Un-
terworfene. In manchen deutschen Städten - 
Worms, Augsburg und anderen - des Hoch-
mittelalters waren die Juden Stadtbürger 
besonderen Rechts, sie hatten das Recht, 
Waffen zu tragen, und waren besser gestellt 
als ärmere christliche Einwohner. Sie waren 
bis ins vierzehnte Jahrhundert, als sich ihre 
Situation verschlechterte, weit besser integ-
riert, als die Juden im muslimischen Spanien 
es jemals sein konnten. Wer die politische 
Integration für die wichtigste hält, kann nicht 
umhin, Augsburg über Córdoba zu stellen. 
All das ist seit über fünfzehn Jahren wissen-
schaftlich bekannt. Aber wer will es hören?  

Seine Vergangenheit nicht zu kennen heißt, 
sie wiederholen zu müssen. Wer weiterhin 
das Märchen von der islamischen Toleranz 
verbreitet, behindert jene muslimischen Intel-
lektuellen, die ernsthaft an jener Reform des 
Islam arbeiten, die im neunzehnten Jahr-
hundert so Erfolg versprechend begann. 
Denn er beraubt sie der Chance, eine Ver-
gangenheit zu überwinden, die ansonsten 
zur abscheulichen Gegenwart zu werden 
droht. Gelänge es den Reformern, den Islam 
radikal zu entpolitisieren, dann könnten die 
Muslime zu wirklichen Bürgern in ihren Staa-
ten werden. Übrig bliebe jene hochgradig 
spirituelle Religion, die nicht nur Goethe fas-
ziniert hat: Hegel nannte den Islam die „Reli-
gion der Erhabenheit“. Dazu könnte er wer-
den.  
FAZ vom 16.09.2006  

 

Presseecho 
Römerberggespräche: Am Ende 
hat entweder Gott Recht - oder die 
Regierung  
Von Judith von Sternburg 

Auch an diesem Nachmittag gab es eine 
Phase, in der im Publikum Suren, Hadith- 
und Bibelverse hin- und herflogen. Jesus in 
Johannes 8, 1-11 machte der Ehebrecherin 
gegenüber eine noble Figur im Vergleich 
zum Mohammed der Hadith-Überlieferung 
(„Steinigt Sie“!). Solche Abgleichungen sind 
nicht ertragreich, aber psychologisch inte-
ressant. Man weiß etwas, aber nicht genau. 
Man ist beunruhigt.  

So zeigte sich am Wochenende bei den 34. 
Römerberggesprächen im Frankfurter 
Schauspiel, dass „Die Geltung der Men-
schenrechte“ auch heute (oder heute wieder) 
ohne Religion kaum zu diskutieren ist. Scha-
de, dass wir uns alle so schlecht auskennen. 
Es sei erstaunlich, spottete der Theologe 
Friedrich Wilhelm Graf (Berlin), wie viele 
Islamexperten nach dem 11. September 
2001 aufgetaucht seien. Da musste sich 
nicht nur mancher Zuhörer angesprochen 
fühlen.  

Wurzeln des Übels?  
Vorausgegangen war ein Vortrag des Histo-
rikers Egon Flaig (Greifswald), kürzlich mit 
ähnlichen Thesen in einem FAZ-Artikel („Der 
Islam will die Welteroberung“) aufgefallen. Er 
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versuchte zu erklären, weshalb es keine 
islamischen Menschenrechte geben könne. 
Nicht nur liege die Wurzel der Menschen-
rechte in der europäisch-christlichen Kultur, 
motiviert durch den Kampf gegen die Sklave-
rei. Auch könnten sie sich nicht gegen zwei 
Grundsätze der islamischen Scharia (Ge-
setzgebung) durchsetzen: erstens den 
Dschihad (Krieg gegen die Ungläubigen), 
der nicht zuletzt eine individuelle Pflicht dar-
stelle, und entsprechend „sind Attentate und 
Terroranschläge das Richtige. El Kaida ist 
keine Verirrung, sondern entspricht dieser 
Traditionslinie“; zweitens die „Dhimmitude“, 
die muslimische Diskriminierung Anders-
gläubiger, in der Flaig das schlimmere Vor-
bild für die spätere Entrechtung der Juden im 
Westen sieht.  

Zugegebenermaßen auch in der Kürze des 
Vortrags blieb das ebenso in der Luft hän-
gen, wie die kursorisch aufgelisteten Untaten 
des islamischen Welt. „Die moslemischen 
Eroberungen gehören zu den härtesten Un-
terwerfungskriegen der Geschichte.“ Das 
dachten wir uns, und wer hat wohl die ande-
ren härtesten Unterwerfungskriege geführt? 
Eigenartig zudem, dass Flaig wie von unge-
fähr mehrfach die Erwähnung totalitärer poli-
tischer Systeme einflocht. Das ist von Stim-
mungsmache nicht mehr weit entfernt. 
Scharf war anschließend die Kritik, groß a-
ber auch der Beifall. Man weiß etwas, aber 
nicht genau. Man ist beunruhigt.  

Insofern war die Rede von Ayyub Axel Köh-
ler, Vorsitzender des Zentralrats der Muslime 
in Deutschland, vielleicht nicht die glücklichs-
te, eine Tour de Force durch den Koran mit 
jenen Suren, die Gutes besagen. Höhnisch 
klang das Kichern im Saal, als Köhler die 
Sure zitierte, aus der hervorgeht, dass 
Zwangsheirat im Islam verboten sind. Nicht 
weiter verfolgen wollen wir hier, was Köhler 
mit der „gesunden Gesellschaft“ meinte, in 
der jeder Moslem laut Koran das Recht habe 
zu leben, und zwar „moralisch und ethisch“ 
gesund.  

Der Schwenk der deutschen Kirchen  
Es blieb anderen Rednern vorbehalten, zu 
klären, dass die Menschenrechte und die 
Toleranz, ohne die sie schwerlich zu haben 
sind, keine christliche Erfindung darstellen. 
Alle drei monotheistische Religionen, so der 
protestantische Theologe Graf, täten sich 
schwer mit den universalen Menschenrech-
ten. Eine Skepsis gegen Verfassungsstaat-
lichkeit und staatliche Gesetze, eine syste-

matische Diskriminierung von Frauen, eine 
scharfe Ablehnung von Homosexualität liege 
ihnen näher als „liberaler Menschenrechtsin-
dividualismus“. Noch vor 50 Jahren hätten 
die deutschen christlichen Kirchen mit dem 
Begriff der Menschenrechte wenig anfangen 
können, als deren Bewahrer sie sich heute 
definierten.  

Die zunehmend aggressive Sprache – „se-
mantische BigMacs“ - hänge mit dem Kon-
kurrenzkampf auf dem Religionsmarkt zu-
sammen. Graf wies darauf hin, dass Afrika 
heute mehrheitlich christlich sei, „da fragen 
Sie mal, wer hier aggressiv missioniert“. Er 
warnte zugleich davor, die Aggression von 
Teilen des Islams als „mittelalterlich“ abzu-
tun. Vielmehr handele es sich um eine mo-
derne, nicht nur muslimische Tendenz zum 
„Hardcore-Gläubigen“. Auch der Politologe 
Rainer Forst (Frankfurt) zeichnete nach, wie 
Toleranz „gegen die Macht der Kirchen und 
der sich religiös legitimierenden Staatsge-
walt erkämpft werden“ musste.  

Geht es aber den Menschenrechten jenseits 
der Behinderungen durch die Religionen 
besser? Der Jurist Stefan Oeter (Hamburg) 
schilderte, wie es ihnen nach wie vor an Mit-
teln zu Durchsetzung fehle, wie aber ande-
rerseits Sanktionen nach hinten losgingen 
(etwa im Irak). Am Beispiel der Nürnberger 
Prozesse gegen NS-Verbrecher machte die 
Historikerin Annette Weinke auf „Ungereimt-
heiten“ aufmerksam. So sei es der Anspruch 
Nürnbergs gewesen, „der (staatlichen) 
Macht rechtliche Grenzen zu setzen“. In der 
Rhetorik der UN hingegen habe nach dem 
Zweiten Weltkrieg erneut die „Macht des 
Nationalstaates“ im Vordergrund gestanden. 
Da die Mitglieder der UN Nationalstaaten 
sind, nimmt das nicht Wunder.  

Der Schriftsteller Adolf Muschg prägte mit 
Blick auf den Karikaturenstreit in Dänemark 
und nachfolgende Fälle rund um das Thema 
„Verletzung religiöser Gefühle“ die schöne 
Formulierung vom „alsbald präventiv tätigen 
Entsetzen“, ein anderes Wort dafür, dass der 
Westen ins Schwimmen geraten ist. Dabei 
ist die Lage manchmal ganz übersichtlich. 
Szenenapplaus gab es für den von Forst 
zitierten Kirchenlehrer Sebastian Castellio, 
der dem rigiden Kollegen Calvin im 16. Jahr-
hundert schrieb: „Einen Menschen töten 
heißt nicht, eine Lehre verteidigen, sondern 
einen Menschen töten.“  
FR vom 29.10.2006  
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Kampf der Kulturbanausen 
Von Daniel Bax  

„Orhan Pamuk ist der Westen“, jubelte Frank 
Schirrmacher nach der Verleihung des Lite-
raturnobelpreises an den türkischen Schrift-
steller in der FAZ, denn er markiere „die äu-
ßerste Front unseres westlichen Lebensstils 
und seiner Überzeugungen“ gegenüber dem 
Islam. Markige Worte, wie sie wohl in einen 
Leitartikel gehören. Nur war diese Interpreta-
tion gelinde gesagt gewagt, denn sie wider-
sprach nicht nur dem oft geäußerten Selbst-
verständnis des Autors wie auch der Be-
gründung der schwedischen Akademie für 
ihre Auszeichnung. An dieser Einordnung 
wurde auch deutlich, dass Schirrmacher 
bislang offenbar noch keine einzige Zeile 
von Pamuks Werk, in dem sich westliche 
und östliche Traditionen aufs Innerste ver-
schränken, gelesen haben konnte, denn 
sonst hätte er solch eine kühne Behauptung 
wohl nicht zu treffen gewagt.  

Nun steht es jedem Journalisten frei, Unsinn 
zu schreiben. Doch Frank Schirrmacher ist ja 
nicht irgendwer, sondern steht als Mither-
ausgeber einer der einflussreichsten Zeitun-
gen der Republik vor. Das Problem weist 
also tiefer und ist symptomatisch, zumal 
Frank Schirrmacher als eine Leitfigur eines 
Feuilletons gilt, in dem auch gesellschaftspo-
litische Debatten geführt werden. Dieses 
Feuilleton gilt vielen als Gegenmodell zum 
traditionellen, auf Kultur im engeren Sinne 
fokussierten „Rezensionsfeuilletons“, das auf 
Literaturkritiken, Filmbesprechungen und 
ähnlichem Rezensionswesen basiert.  

Die Annahme, dass sich aus der Beschäfti-
gung mit Literatur, Kunst oder auch Alltags-
kultur heraus ein anderer, vielleicht genaue-
rer Blickwinkel auf die Welt finden ließe, hat 
dazu geführt, dass sich das Feuilleton heute 
mit gesellschaftlichen Debatten aller Art be-
schäftigt, von der „Unterschicht“ bis zur Gen-
technik. Wenn aber der frühere FAZ-
Feuilletonchef die Bücher nicht mehr liest, 
mit denen er argumentiert, wird darin eine 
grundsätzliche Fehlentwicklung deutlich: Das 
Feuilleton hat sich von seinem Gegenstand 
gelöst - zu Gunsten einer enthemmten Mei-
nungsfreude, die es sich an den Ufern aktu-
ell grassierender Ideologien bequem macht.  

Deutlich wird das beim Reden über den an-
geblichen „Kampf der Kulturen“. Als populä-
res Ideologem wird Samuel Huntingtons no-
torisch gewordene Kampfformel hierzulande 
gern herangezogen, um die Schwierigkeiten 

bei der Integration von muslimischen Ein-
wanderern oder die Herausforderung des 
islamistisch gefärbten Terrorismus zu einer 
Art Entscheidungsschlacht zwischen Mor-
gen- und Abendland zu stilisieren. Auch im 
Feuilleton wird das Schlagwort gern aufge-
griffen. Frappierend ist nur, mit wie viel De-
magogie und wie wenig Sachkenntnis sich 
dabei auskommen lässt.  

Das Feuilleton der FAZ etwa machte kürz-
lich, anlässlich der Diskussion um die Re-
gensburger Papst-Rede, mit einer flammen-
den Schlagzeile auf. „Der Islam will die 
Welteroberung“, schrieb da der Althistoriker 
Egon Flaig und rührte auf ganzen zwei Sei-
ten eine brachiale Interpretation islamischer 
Geschichte mit einem Lob der Kreuzzüge 
und der Reconquista, der Rückeroberung 
der iberischen Halbinsel durch die katholi-
schen Könige Spaniens, zu einem kruden 
Pamphlet zusammen. Dass er großzügig 
den Islam als Religion und die islamistische 
Ideologie der ägyptischen Muslimbrüder 
gleichsetzte, dass er islamisches Recht mit 
den Nürnberger Rassegesetzen verglich - 
Letztere schnitten bei ihm übrigens besser 
ab -, und dass er bei alledem eine antiisla-
mische Kampfschrift der Autorin Bat Ye'Or 
zitierte, hätte eigentlich genügen müssen, 
um ihn für eine seriöse Debatte zu disqualifi-
zieren. Kaum vorstellbar jedenfalls, dass die 
FAZ auch einen Artikel mit der Überschrift 
„Das Judentum will die Weltherrschaft“ ge-
druckt hätte.  

Man konnte diesen Beitrag als Beispiel dafür 
lesen, wie wenig manche Vertreter der deut-
schen Geschichtswissenschaft offenbar von 
der Welt außerhalb Europas wissen. Man 
musste diesen Beitrag aber auch als Zei-
chen dafür sehen, auf welche Abwege ein 
Feuilleton geraten kann, dass vor allem auf 
Knalleffekte setzt. Denn an der teils hysteri-
schen, teils völlig entgleisten „Islam-Debatte“ 
lässt sich nur besonders augenfällig ablesen, 
wie sehr aufgeregte Stimmungsmache man-
cherorts an die Stelle fundierter Analyse ge-
treten ist.  

Das ist ein Trend, der sich auch bei anderen 
Medien erkennen lässt. ...  
taz vom 31.10.2006 


	Es kann keine islamischen Menschenrechte geben
	Der Islam will die Welteroberung 
	Presseecho
	Römerberggespräche: Am Ende hat entweder Gott Recht - oder die Regierung 
	Kampf der Kulturbanausen



